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«Gemeindeversammlung – 
ein alter Zopf?»: So lautete 
der Titel meiner ersten Arbeit 
als Studentin an der Universi-
tät Bern vor über 20 Jahren, 
und ich bin froh, dass sie 
über Google unauffindbar 
ist. Rückblickend hege ich 
Zweifel an der Qualität der 
«Studie», aber ich kann mich 
gut daran erinnern, dass ich 
mich mit Begeisterung in 

die kontroverse Fragestel-
lung und die entsprechen-
de Fachliteratur gestürzt 
habe. Damals war für mich 
klar: Entscheide an der Ge-
meindeversammlung sind 
willkürlich, denn wer besser 
mobilisiert, gewinnt. Und 
wie können Entscheide de-
mokratisch abgestützt sein, 
wenn nur 1% der Stimmbe-
rechtigten überhaupt teilneh-
men? Heute sehe ich das 
nicht mehr so eng, obwohl 
für mich die Vorteile eines 
Milizparlaments für eine Ge-
meinde der Grösse Wohlens 
nach wie vor überwiegen.

Ob mit oder ohne Parlament 
– das politische Milizsystem 
in Wohlen und überhaupt im 
ganzen Land erfordert viel 
(unbezahlte) Arbeit, Leiden-
schaft und Zeit. Nicht alle 
können diesen Einsatz er-
bringen, und ehrenamtliche 
Tätigkeiten sind nicht selbst-
verständlich, auch wenn sie 
zum Fundament unserer 
Demokratie gehören. Wer in 
der Gemeindepolitik, in Ver-

Ein alter Zopf?
Von Flavia Wasserfallen, Nationalrätin SP

einen tätig ist oder unbezahl-
te Care-Arbeit leistet, verdient 
Wertschätzung, aber auch 
bessere Anerkennung die-
ser Leistung, beispielsweise 
durch die Arbeitgebenden. 
Auch ist es wichtig, die Rah-
menbedingungen für dieses 
Engagement so zu setzen, 
damit das Jonglieren zwi-
schen Milizarbeit, Erwerbsar-
beit und Familie besser gelin-
gen kann. Ich erlebe immer 
wieder, dass ehrenamtlicher 
Einsatz dann mit Freude ge-
leistet wird, wenn er eine Wir-
kung entfaltet, das Resultat 
sichtbar ist und geschätzt 
wird.

Ich werde die Abstimmung 
vom 12. März über die Initi-
ative «Gemeindeparlament 
– für eine konstruktive und 
beständige Politik» mit Inter-
esse verfolgen. Unabhängig 
vom Resultat bleibt klar: Das 
Zusammenleben in der Ge-
meinde Wohlen wird auch in 
Zukunft von der Milizarbeit 
vieler Menschen geprägt 
werden.
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Für die SPplus Wohlen spre-
chen folgende fünf Gründe 
für ein Gemeindeparlament:

1. Wohlen hat eine gute 
Grösse für ein Gemeinde-
parlament
Im Kanton Bern gibt es nur 
zwei Gemeinden, die grös-
ser sind als Wohlen und sich 
weiterhin für die Gemeinde-
versammlung entschieden 
haben (Ittigen und Belp). Hin-
gegen werden in sieben klei-
neren bernischen Gemein-
den die politischen Fragen 
durch ein Parlament gelöst. 
In anderen Kantonen, wie 
zum Beispiel in Neuenburg, 
sieht es anders aus: Hier ha-
ben sämtliche Gemeinden 
– auch 300köpfige Kleinst-
gemeinden – ein Parlament. 
Die Zahl der Einwohnerinnen 
und Einwohner ist nicht das 
ausschlaggebende Kriterium 
für einen Wechsel des poli-
tischen Systems, aber man 
kann feststellen, dass Wohl-
en eine gute Grösse für ein 
Parlament hat. 

2. Die Teilnahme an den 
Gemeindeversammlungen 
ist rückläufig
Kam es vor zehn Jahren 
noch selten vor, dass eine 
Gemeindeversammlung von 
weniger als 100 Stimmbe-
rechtigten besucht wurde, 
so konnte der Versamm-
lungsleiter an den letzten 

sechs Versammlungen nie 
eine dreistellige Zahl an Teil-
nehmenden begrüssen. Zwi-
schen 0,7 und 1,3 % aller 
Stimmberechtigten haben 
an diesen jüngsten Gemein-
deversammlungen über die 
Geschicke der Gemeinde 
entschieden, über 6’700 
stimmberechtigte Wohlener-
innen und Wohlener blieben 
zu Hause. Die kleine Zahl an 
Teilnehmenden birgt das Ri-
siko, dass die Versammlung 
durch mobilisierte Interes-
sengruppen bestimmt wird. 
Auch unsere Gemeinde hat 
hier ihre – schon etwas län-
ger zurückliegenden – Er-
fahrungen gemacht. 
Der rückläufige Trend ist 
nicht nur in Wohlen, sondern 
in vielen Schweizer Gemein-
den festzustellen und zwar 
schon vor der Corona-Phase, 
die das Fernbleiben vermut-
lich noch verstärkt hat. Ne-
ben tiefen Teilnehmenden-
zahlen kommt dazu, dass 
gewisse Bevölkerungsgrup-
pen an den Versammlun-
gen konstant untervertreten 
sind. Junge Erwachsene 
zwischen 18 und 30 Jahren 
beispielsweise nehmen sehr 
selten an einer Gemeinde-
versammlung teil. Dabei sind 
gerade sie von Entscheidun-
gen über Investitionen und 
Verschuldung am längsten 
betroffen. 

Die Zeit für ein Gemeindeparlament in Wohlen ist gekommen 
oder fünf Gründe für ein Gemeindeparlament
Von Michael Haldimann

Ob in Wohlen ein Gemeindeparlament eingeführt werden soll, wurde schon mehrfach 
diskutiert. Erstmals können am 12. März 2023 die Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger an der Urne darüber entscheiden, ob die Gemeindeversammlung durch ein 
Parlament ersetzt werden soll. Bilden Sie sich zu diesem zukunftsträchtigen Thema 
eine Meinung und stimmen Sie ab!

3. Mit einem Gemeinde-
parlament werden die 
politischen Kräfte gleich-
mässiger aufgeteilt
Betrachten wir, wie die Kräfte 
im politischen Spiel verteilt 
sind: Bei einer Gemeinde-
versammlung startet der Ge-
meinderat immer mit einem 
Informationsvorsprung und 
bringt seine Geschäfte so ins 
Trockene. Bei Gemeinden 
mit einem Parlament sind die 
Kräfte hingegen gleichmässi-
ger aufgeteilt. 
Die Gemeindeversammlung 
ist jedes Mal neu zusammen-
gesetzt. Viele Teilnehmende, 
die im Oktober über eine In-
vestition entscheiden, sind 
im Dezember, wenn es ums 
Gemeindebudget und den 
Steuerfuss geht, nicht mehr 
dabei. Mit einem Parlament 
können nicht nur die Investiti-
onen, sondern auch alle übri-
gen Vorlagen von Anfang an 
enger begleitet werden. Den 
Mitgliedern des Parlaments 
stehen hierfür verschiedene 
Instrumente zur Verfügung: 
von kleinen Anfragen bis zu 
Motionen, mit denen der Ge-
meinderat verpflichtet wird, 
bestimmte Massnahmen zu 
treffen. Das Ungleichgewicht 
zwischen der Stimmbürger-
schaft und dem Gemeinde-
rat wird mit einem Parlament 
deutlich kleiner. 
Im politischen Alltag geht es 
aber nicht nur um ein Gegen-

einander; wenn der Gemein-
derat und das Parlament gut 
zusammenarbeiten, können 
sie so für mehrheitsfähige 
Vorlagen sorgen, die entwe-
der vom Parlament selber 
oder bei grösseren Geschäf-
ten von der Stimmbürger-
schaft an der Urne geneh-
migt werden.

4. Die Bevölkerung kann 
weiterhin auf die politi-
schen Geschäfte Einfluss 
nehmen
Ein Vorteil der Gemeinde-
versammlung ist, dass alle 
stimmberechtigten Personen 
an einer Versammlung teil-
nehmen und so im Rahmen 
der direkten Demokratie 
Einfluss auf die politischen 
Geschäfte nehmen können. 
Aber auch in Gemeinden 
mit einem Parlament gibt die 
Bevölkerung das Heft nicht 
vollständig aus der Hand. 
Einerseits kann sie mit dem 
Wahlzettel die Zusammen-
setzung des Parlaments be-
stimmen und andererseits 
gibt es auch in Parlaments-
gemeinden die Möglichkeit, 
mit einer Petition oder einer 
Volksmotion zu verlangen, 
dass das Parlament ein An-
liegen der Öffentlichkeit auf-
nimmt und behandelt. Einige 
Gemeinden im Kanton Bern 
geben den noch nicht stimm-
berechtigten Jugendlichen 
mittels einer Jugendmotion 

ein Sprachrohr – etwas, das 
auch unserer Gemeinde bei 
einem Ja zur Initiative gut an-
stehen würde. 
An der Urnenabstimmung 
vom 12. März geht es zu-
nächst um einen Grundsat-
zentscheid betreffend die 
Einführung des Parlaments. 
Viele Fragen, wie die Bevöl-
kerung künftig in die politi-
sche Entscheidungsfindung 
eingebunden wird (zum 
Beispiel, welche Fragen in 
Zukunft an der Urne ent-
schieden werden), werden 
erst nach einem Ja zum Par-
lament und einer erneuten 
Abstimmung über die Ände-
rung der Gemeindeverfas-
sung festgelegt. 

5. Wohlen kann sich ein 
Parlament leisten
Häufig werden zusätzliche 
Kosten als Argument gegen 
ein Parlament aufgeführt. In 
der Botschaft des Gemein-
derats zur Urnenabstim-
mung vom 12. März werden 
diese mit 150‘000 Franken 
pro Jahr beziffert. Das Kos-
tenargument wurde schon 
ins Feld geführt, als vor Jah-
ren über die Einführung des 
vollamtlichen Gemeindeprä-
sidiums debattiert wurde. 
Heute bestreitet niemand 
mehr, dass unsere Gemein-
de von einem Vollprofi ge-
führt werden soll und diese 
Kosten gut investiertes Geld 

sind. Und so wird es wohl 
auch mit dem Betrag für 
das Parlament gehen. Die 
SPplus findet, dass der Be-
trag von 150‘000 Franken in 
einem Jahresbudget von fast 
50 Mio Franken Platz hat. 

Viele Bürgerinnen und Bür-
ger nehmen heute nicht aktiv 
an der Gemeindepolitik teil, 
und es deutet nichts darauf 
hin, dass sich dies in Zukunft 
ändern wird. Im Gegenteil. 
Wenn der Anteil der Bevölke-
rung immer kleiner wird, der 
an der Gemeindeversamm-
lung über Gemeindege-
schäfte bestimmt, weshalb 
wechseln wir dann nicht zu 
einem Gemeindeparlament 
und lassen die Arbeit von 
Spezialisten erledigen? In 
einem Parlament und den 
dazu gehörenden Kommis-
sionen arbeiten 30 Vertrete-
rinnen und Vertreter der Par-
teien mit ihrem Fachwissen 
und ihren Kenntnissen, sie 
beraten Geschäfte des Ge-
meinderats, reichen selber 
Vorschläge ein und nehmen 
Anliegen der Bevölkerung 
auf – dies alles zum Wohle 
von Wohlen. 

Die Zeit für ein Gemein-
deparlament in Wohlen 
ist gekommen, deshalb 
sagen wir JA zur Initiative 
für ein Gemeindeparla-
ment!



Kantonale Abstimmungen
vom 12. März 2023
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Name:

Strasse:

Telefon:

Datum:

Ja! Ich möchte Mitglied der Sozialdemokratischen Partei, Sektion SPplus Wohlen BE, werden.

Schicken Sie mir bitte weitere Unterlagen.


Beitrittserklärung:

Vorname:

PLZ/Ort:

Mail:

Unterschrift:

2x Nein zu den  
Megastrassen in  
Aarwangen und Burgdorf
Der Grosse Rat hat in der Som-
mersession 2022 die beiden 
Baukredite für die Verkehrssa-
nierungen Aarwangen sowie 
Burgdorf – Oberburg – Hasle 
gutgeheissen. Abzüglich der 
Beteiligung des Bundes und 
Dritter beläuft sich der Kos-
tenanteil des Kantons beim 
Projekt im Oberaargau auf 
CHF 91.81 Mio, im Emmental 
auf CHF 313.87 Mio.
Die SP-JUSO Fraktion hat beide 
Vorlagen grossmehrheitlich ab-
gelehnt, fünf Fraktionsmitglie-
der sprachen sich dafür aus. 
Für die Fraktion war zwar un-
bestritten, dass die Menschen 
in Aarwangen sowie in Ober-
burg, Hasle und Burgdorf vom 
motorisierten Verkehr entlastet 
werden müssen. Mit dem Bau 
von neuen Strassen wird das 
Problem aber nur verlagert und 
nicht gelöst. Den rasch voran-
schreitenden Klimawandel vor 
Augen ist es geradezu fahrläs-
sig, dass der Kanton Bern über 
400 Millionen Franken in zu-
sätzlichen CO2-Ausstoss inves-

tiert. Vielmehr braucht es die 
verstärkte Förderung des ÖV 
und des Langsamverkehrs.
Nach dem Grossratsbeschluss 
hat ein überparteiliches Komi-
tee unter der Führung des VCS 
und der Grünen gegen beide 
Vorlagen das Referendum er-
griffen. Die GL der SP Kanton 
Bern beschloss, sich den Re-
ferenden anzuschliessen. An-
fang Oktober sind beide Refe-
renden zustanden gekommen. 
Deshalb wird nun im März 
2023 über beide Baukredite 
abgestimmt.
   
2x Ja zur Änderung der 
Kantonsverfassung
Diese beiden Änderungen der 
Kantonsverfassung waren im 
Grossen Rat in der Schlussab-
stimmung unbestritten.
Bei der ersten Vorlage geht 
es um die Stellung und die 
Kompetenzen der Justizbe-
hörden im Verhältnis zum Re-
gierungsrat und zum Grossen 
Rat. So erhält die Justizleitung 
neue, bedeutende institutio-
nelle Befugnisse wie Budget-
antrags- und Vertretungsrecht 
im Grossen Rat sowie Ausga-

benbefugnisse. Weiter kann 
sich die Justiz grundsätzlich 
selber so verwalten, dass sie 
ihre Rechtsprechungsaufgabe 
erfüllen kann. 
Bei der zweiten Vorlage geht 
es um die Unvereinbarkeitsre-
geln für Mitglieder des Gros-
sen Rats. Gegenwärtig kann 
das Personal der kantonalen 
Verwaltung nicht dem Grossen 
Rat angehören. Neu soll die 
Verfassung ermöglichen, dass 
via Gesetz in begründeten Fäl-
len gewisse Funktionen oder 
Personengruppen von der Un-
vereinbarkeit ausgenommen 
werden könnten. Zwar gibt 
es schon heute Ausnahme-
regelungen für beispielswise 
Lehrer:innen oder Universitäts-
professor:innen. Zukünftig soll 
dies ausgedehnt werden kön-
nen auf Sachbearbeiter:innen 
oder Personen aus dem Sicher-
heitsbereich. Ausgeschlossen 
bleiben sollen Personen mit 
Kaderfunktion innerhalb der 
zentralen und dezentralen Kan-
tonsverwaltung, weil bei ihnen 
Interessenkonflikte zwischen 
«exekutiver» und «legislativer» 
Tätigkeit bestehen könnten.

Bitte einsenden an: SPplus Wohlen, Postfach 319, 3032 Hinterkappelen


